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Unter dem Blickwinkel der Ausgewogenheit zwischen militärischen und zivilen Mitteln des inter-
nationalen Krisenmanagements untersucht der Beitrag zunächst die Behandlung dieses Aspekts in
den wichtigsten Sicherheitsorganisationen. Im besonderen geht es um die entsprechenden Anpassungs-
leistungen militärisch schwacher Kleinstaaten mit neutraler Tradition: Am Beispiel Österreichs wird
gezeigt, dass eine überproportionale Teilhabe an den Militärstrukturen der EU mit dem grundsätzli-
chen Bekenntnis zur Bedeutungsgleichheit von militärischem und nicht-militärischem Krisenmanage-
ment kontrastiert. Daran schließt die Frage an, ob Allianzfreie bzw. Neutrale nicht eine angemesse-
nere und effizientere Rolle beim Aufbau der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik ein-
nehmen würden, wenn sie ihre Beiträge dem bewährten Profil gemäß auf zivile und humanitäre Mittel
konzentrierten.
1. Einleitung
Neutralität gegenüber den politischen und
militärischen Zielen der Konfliktparteien gilt seit
jeher als ein konstitutives Merkmal humanitä-
rer Aktivitäten in Krisengebieten. Während des
Kalten Krieges war außerdem die Paktfreiheit
der im klassischen ,Peacekeeping der Verein-
ten Nationen engagierten Staaten zwar nicht Be-
dingung, aber für viele Missionen vorteilhaft,
und bot der damals so genannten N+N-Grup-
pe Profilierungsmöglichkeiten in der internati-
onalen Friedenspolitik.
Zu fragen wäre nun, ob militärisch schwache
Kleinstaaten mit neutraler bzw. allianzfreier Tra-
dition ihre Anpassungsleistungen an die sich
wandelnden Sicherheitsstrukturen nicht stärker
auf jenen Sektor des Krisenmanagements kon-
zentrieren sollten, in dem Sie über Erfahrung,
Reputation und zudem über neue Profi-
lierungschancen verfügen  und dessen Ent-
wicklung nicht weniger defizitär ist als der Auf-
bau einer europäischen Verteidigungsidentität.
Die zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiten
zwischen den verschiedenen internationalen
Sicherheitsorganisationen eingeforderte und
gelegentlich bereits bewährte Arbeitsteilung
könnte dann auch innerhalb jeder Einzelstruktur
wirkungsvoller zur Geltung gebracht werden,
ohne dass  wie es z.B. in Österreich jahrelang
der Fall war  der Neutralitätsstatus zur Ener-
gie raubenden sicherheitspolitischen Schicksals-
frage höchster Dringlichkeit erklärt werden
müsste.
Während es nach der weltpolitischen Wende
nicht mehr schlüssig vermittelbar scheint, wem
gegenüber der Neutrale militärisch noch unpar-
teiisch bleiben sollte, ist diese Grundhaltung für
die immer vielfältigeren und zunehmend nach-
gefragten Formen des zivilen bzw. nicht-mili-
tärischen Krisen- und Konfliktmanagements
nach wie vor geboten. Die durch Krisenfolgen
Not leidende Zivilbevölkerung hat auch dann
ein Recht auf ungeteilte internationale Hilfe,
wenn ihre politische Führung das Recht gebro-
chen haben sollte. Da sich Sicherheit nach heu-
te allgemein akzeptiertem Verständnis nicht
mehr auf nationale Grenzen und militärische Be-
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drohungen reduzieren lässt, sondern im umfas-
senden Sinn als Gesamtsystem betrachtet wird,
kam es im letzten Jahrzehnt zu einer beträchtli-
chen Erweiterung des Instrumentariums der
Krisenbearbeitung sowie zu einer Aufwertung
der nicht-militärischen gegenüber den militäri-
schen Mitteln, gleichzeitig aber auch zu einer
theoretisch und in der Praxis nicht immer un-
problematischen Vermischung von beiden.
Die infernalischen Terroranschläge vom 11.
September 2001 lassen die Sicherheitspro-
blematik des 21. Jahrhunderts wahrscheinlich
überhaupt in wiederum neue und höchst beun-
ruhigende Dimensionen ausgreifen, sodass die
folgende Bestandsaufnahme gleichzeitig histo-
rischer Rückblick bleiben könnte.
2. Friedenssicherung und
Konfliktverhütung in den 1990er Jahren
Die Verblüffung über das Ende des in sich
zusammengebrochenen Kommunismus war
kaum abgeklungen, da wähnte sich Europa nach
den Worten der KSZE-Charta von Paris
(21.11.1990) vom Erbe der Vergangenheit be-
freit und sah auf dem Kontinent ein neues Zeit-
alter der Demokratie, des Friedens und der Ein-
heit anbrechen. Fünf Jahre später war diese
allzu optimistische Vorhersage in Anbetracht der
Balkan-Krise Ernüchterung gewichen. Vom
imaginierten Sicherheitsrat für ganz Europa
im Rahmen der OSZE1 war kaum mehr ernst-
haft die Rede, statt dessen musste man sich im
Stabilitätspakt von 1995 vornehmen, weiter
alle Erscheinungsformen von Intoleranz zu be-
kämpfen  allerdings ausschließlich mit nicht-
militärischen Mitteln, da der Begriff militä-
risch im Pakt nirgendwo vorkommt. Dennoch
verstand sich die OSZE als umfassende
Rahmenstruktur für die Sicherheit, konzentrierte
ihre Instrumente und Verfahren aber auf
Konfliktverhütung2, friedliche Streitfall-Rege-
lung und die menschliche Dimension.
Die Ausrichtung auf die Aufrechterhaltung
des internationalen Friedens sollte weiterhin der
UNO vorbehalten bleiben (Höynck 1994). De-
ren Generalsekretär beklagte jedoch zur glei-
chen Zeit neben der andauernden Finanzkrise
auch Anzeichen einer verminderten Bereit-
schaft, seine Organisation bei der Lösung kriti-
scher internationaler Fragen einzuschalten. Im
Tätigkeitsbericht 19953 erweiterte man den Be-
griff vorbeugende Diplomatie um eine Reihe
von präventiven Maßnahmen und beschrieb die
schwierigen Probleme infolge der Tatsache, dass
die meisten aktuellen Konflikte innerstaatlich
ausgetragen werden, dass humanitäre Not-
situationen an der Tagesordnung seien und dass
sich einmal ausgehandelte Friedensregelungen
mit einer ganzen Bandbreite militärischer, poli-
tischer, humanitärer und sonstiger die Zivilbe-
völkerung betreffenden Fragen befassen müss-
ten. Erstmals war eine Truppe für vorbeugende
Einsätze genehmigt worden, der militärisches
wie ziviles Personal in Stabsfunktionen ange-
hörte; das Instrumentarium der Friedens-
sicherung sollte von den Vereinten Nationen in
einer Weise angepasst werden, dass es mittels
komplexer, vielgestaltiger Operationen auch
internen Konflikten gerecht werden kann. Groß-
zügig wurde ja die UNO mit unklaren Manda-
ten und Aufträgen konfrontiert, ohne ihr die
nötigen Mittel zuzugestehen, was nach Fehl-
schlägen schließlich zum Vorwurf des Ver-
sagens führte und sie zum idealen Sündenbock
stempelte (Schmidl 2000).
Das Ende des Warschauer Paktes machte in-
des auch ein neues Selbstverständnis der NATO
unumgänglich. Eine neue Doktrin, die Verein-
barung zur Einbindung Russlands, die Grün-
dung der Partnerschaft für den Frieden und
des Euro-Atlantischen Partnerschaftsrates sowie
die Aufnahme dreier neuer Mitglieder bzw. die
Fragen einer zusätzlichen Erweiterung beschäf-
tigten das Bündnis, bevor es sich am Höhepunkt
der Kosovo-Krise zum ersten und bislang ein-
zigen Militäreinsatz seiner Geschichte entschlie-
ßen sollte. Als militärische Allianz konnte die
NATO naturgemäß nicht den Anspruch einer
humanitären Organisation erheben4, sondern
blieb ein durch nicht-militärische Elemente der
Zusammenarbeit im Rahmen der Partnerschaft
für den Frieden ergänztes Militärbündnis, des-
sen Kräfte freilich zunehmend humanitäre Auf-
gaben übernahmen.
Dem gegenüber hatte die Europäische Union
mit der gemeinsamen Verteidigungspolitik ein
379
militärisches Element, vorerst als Option, bereits
im Maastrichter Vertrag von 1992 hinzugefügt,
als die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik als neue Säule eingeführt worden war.
1995  übrigens das Jahr der Neuaufnahme der
bündnisfreien bzw. neutralen Mitglieder Finn-
land, Österreich und Schweden  war gelegent-
lich noch grundsätzliche Kritik an einer for-
cierten Militarisierung der Zivilmacht EU
durch Ausbau eines militärischen Krisen-
instrumentariums geübt worden (vgl. z.B.
Goetschel 1995). Mittlerweile ist aber die Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
mit vielen Hindernissen auf den Weg gebracht,
der Aufbau einer schnellen Eingreiftruppe von
60.000 Mann beschlossene Sache und ein fin-
nischer General Vorsitzender des neuen EU-
Militärkomitees. Erste offizielle Gespräche zwi-
schen Union und Nordatlantischer Allianz fan-
den im Jahr 2000 statt und hatten die Zusam-
menarbeit im Bereich des Krisenmanagements
zum Gegenstand. Die EU jedenfalls misst,
zumindest formal, dem nicht-militärischen Kri-
senmanagement keinen geringeren Stellenwert
zu als dem militärischen.
Auf das Schattendasein der 1954 als kollekti-
ver Militärpakt gegründeten Westeuropäischen
Union (WEU) muss an dieser Stelle nicht wei-
ter eingegangen werden, da ihre Funktionen, mit
der wesentlichen Ausnahme der im Vergleich
zur NATO rigideren Beistandsverpflichtung, in
die EU überführt werden. Ursprünglich war ihr
ja nach der Wende die Rolle eines europäischen
Pfeilers der NATO und als Verteidigungs-
komponente der EU zugedacht gewesen.
Eine politikwissenschaftliche Bestandsauf-
nahme der Gesamtverfassung Europas zur Mit-
te der 90er Jahre kam zu bemerkenswerten Re-
sultaten: Während die Anzahl souveräner
Staaten am Ende des 30-jährigen Krieges um
mehr als die Hälfte verringert worden war, stieg
sie im Rahmen der OSZE seit dem Endes des
Kalten Krieges um gut die Hälfte  18 neue Staa-
ten waren seit 1989 entstanden. 28 der OSZE-
Staaten waren, gemessen an der Bevölkerungs-
zahl, kleiner als die Schweiz, über die Hälfte
war bündnisfrei oder neutral. Aus dem Umstand,
dass rund zwei Drittel jener Staaten, die kleiner
als die Schweiz waren, keinem Bündnis ange-
hörten, zog der Autor den Schluss, der bündnis-
freie Kleinstaat sei vom europäischen Sonder-
fall zum europäischen Normalfall geworden
(Riklin 1995).
Zwar streben neben den drei bislang in die
NATO aufgenommenen mittelost-europäischen
Ländern noch weitere in die Allianz; doch blei-
ben immer noch genügend übrig, deren
sicherheitspolitische Bindungen sich auf UNO
und OSZE beschränken. In jenem Abstraktum
eines euro-atlantischen Raumes bleibt Europa
ein verschlungenes Netzwerk von inter- wie
supranationalen und regionalen Organisationen
mit offenen Grenzen weit über seine Geogra-
phie hinaus, so dass seine Gesamtverfassung
von Riklin in Anlehnung an Pufendorfs vom
Römischen Reich deutscher Nation des Jahres
1667 gezeichnetes Bild als monstro simile,
einem Monstrum ähnlich, beschrieben wird.
Mehr als ein Jahrzehnt nach dem welt-
politischen Umbruch ist die Lage alles andere
als übersichtlicher geworden: Umfassend ver-
standene Sicherheits-, Friedens- und Stabilitäts-
politik berücksichtigt innerstaatliche und inter-
nationale Aspekte ebenso wie nicht-militärische
Dimensionen, zumal den neben die traditionel-
len militärischen Risiken getretenen sozialen,
ökonomischen und ökologischen Gefährdungen
mit militärischen Mitteln nicht wirksam begeg-
net werden kann. Die als Konsequenz komple-
xer Krisenszenarien entwickelte Palette an vor-
beugenden, akuten und nachsorgenden Maßnah-
men führt dazu, dass Militärpersonal zivile Auf-
gaben wahrnimmt, während zivile Organisatio-
nen oft nur unter militärischem Schutz tätig
werden können. Es scheint dadurch kaum mehr
möglich, bisher gewohnte sicherheits-, friedens-
und stabilitätspolitische Begriffe auf einen Nen-
ner zu bringen  man denke nur an die militäri-
sche Intervention der NATO anlässlich des
Kosovo-Konflikts, die zur humanitären Inter-
vention mit völkerrechtlich höchst umstritte-
nen Implikationen stilisiert wurde (vgl. z.B.
Gillessen 1997, Gärtner 1998).
Festzuhalten ist vorerst nur, dass es längst
keine erklärten Kriege mehr gibt; dass etwa
80 Prozent der in den jüngsten Konflikten Ge-
töteten oder Verwundeten Zivilisten waren und
solche Bürgerkriege nach einer Studie der Welt-
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bank kaum ideologisch, ethnisch oder religiös,
sondern mehrheitlich wirtschaftlich motiviert
und von Habgier getrieben sind;5 dass sich zwi-
schen 1990 und 2000 die Anzahl der Natur- bzw.
von Menschen verursachten Katastrophen im
Vergleich zu den früheren Dezennien seit 1950
weltweit verdreifacht hat und dabei volkswirt-
schaftliche Schäden von bis zu 100 Milliarden
Dollar pro Jahr entstanden; dass 90 Prozent al-
ler Katastrophenopfer in Entwicklungsländern
leben;6 oder dass ein Tag des NATO-Einsatzes
gegen Jugoslawien die gleichen Kosten wie das
gesamte OSZE-Jahresbudget verursachte, wäh-
rend die Nothilfemittel des Roten Kreuzes bzw.
Halbmondes in der zweiten Hälfte der 90er Jahre
um 40 Prozent zurückgegangen sind.8
Es wäre verfrüht, von den Ereignissen am
Balkan auf eine Remilitarisierung der interna-
tionalen Beziehungen zu schließen, so als blie-
be Krieg im realistischen Sinne der Vater al-
ler Dinge und eine anthropologische Konstan-
te. Vielleicht wird Gewaltanwendung aber auch
nicht, wie es die kritische Friedensforschung
behauptet, stets Ursprung allen Rückschritts
sein, sondern sich  paradox genug  als letztes
Mittel zu menschenrechtlichem und schließlich
humanitärem Fortschritt entpuppen. Aus empi-
risch-analytischer Sicht soll der in seinen Kon-
sequenzen ungewisse Wandel sicherheits-
politischer Axiome im Folgenden mit Blick auf




Viele Beobachter kritisieren die zunehmende
Verschränkung von militärischen mit zivilen
Akteuren bzw. Instrumenten. So wird etwa be-
klagt, dass zwar militärische Operationen auf
Knopfdruck funktionierten und für internatio-
nale Aktionen blitzartig Geräte, Waffen und
Soldaten sowie Geld zur Verfügung stünden, die
humanitäre Erstversorgung hingegen vorwie-
gend der Eigeninitiative privater Hilfs-
organisationen bzw. der Großzügigkeit privater
Spender überlassen werde; öffentliche Hilfe er-
folge meistens zu langsam, zu bürokratisch und
mit nicht ausreichender Kenntnis der Lage.
Zudem gebärdeten sich die Verantwortlichen der
UNO oder der EU in vielen Fällen nicht wie
Helfer, sondern wie Besatzer (Bergmann 2000,
2). Häufig wird moniert, dass die finanziellen
Mittel für Konfliktprävention nur ein Minimum
der Verteidigungsausgaben wohlhabender Staa-
ten ausmachten. Die UNO werde finanziell aus-
gehungert und dennoch von den USA dominiert.
Zudem stehe die OSZE in Gefahr, völlig in den
Schatten der NATO zu geraten und zu deren Er-
füllungsgehilfen degradiert zu werden. Die
NATO schließlich sei zu einem außerhalb des
UNO-Sicherheitssystems handelnden Militär-
bündnis mutiert, welches sich selbst mandatiert
(z.B. Voss 1999). Der EU wiederum wird von
ihrem eigenen Hohen Beauftragten das Ver-
fehlen eines kohärenten und in sich geschlosse-
nen Ansatzes in der zunehmend zur bürokrati-
schen Übung verkommenen GASP beschei-
nigt9  und das in einem Augenblick, da die
Union mit einer schnellen Eingreiftruppe ab
2003 (auch) an buchstäblich unbegrenzte
Kampfeinsätze im Namen der Menschenrechte
denkt, ohne Verteidigungsfall oder Beistands-
pflicht und auch ohne UN-Mandat oder geogra-
phische Selbstbeschränkung.10 In der Diskussi-
on zum Stand der Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (ESVP) wurde andererseits
davor gewarnt, den Blick auf das Militärische
zu verengen, anstatt die Eingreiftruppe bloß als
eines von vielen Instrumenten des Krisenma-
nagements zu bewerten und sich eher auf den
Ausbau der zivilen Mittel zu konzentrieren.11
Aus dem EU-Parlament gibt es Stimmen, die
Union solle überhaupt die Finger von der Ver-
teidigung lassen und nicht die NATO konkur-
renzieren.12. Mehrere große Hilfsorganisationen
warfen der Kommission z.B. eine dramatische
Verschlechterung bei der Verteilung von Gel-
dern in der Katastrophenhilfe vor.13
Niemand wird jedoch bestreiten, dass alle in
Frage kommenden Organisationen dem civil
crisis management in letzter Zeit mehr Auf-
merksamkeit gewidmet haben als je zuvor. Sein
realer Stellenwert, seine tatsächliche Förderung
und nachweisliche Erfolge stehen auf einem
anderen Blatt. Kofi Annan nennt etwa die Mis-
sion der Vereinten Nationen in Mazedonien
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(PREDEP 1995)  2001 neuerlich ein Kri-
senherd am Balkan  als einziges konkretes
Beispiel eines vorbeugenden Einsatzes. Leider
enthielten Präventivmaßnahmen vor allem des-
wegen eher Lippenbekenntnisse als faktische
Unterstützung, weil ihre Kosten in der Gegen-
wart anfallen, ihr Nutzen hingegen in ferner
Zukunft liegt. Bei der qualitativ neuartigen
Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit
(peace building) handle es sich um ein breit
gefächertes politisches Konzept, das eine gan-
ze Reihe weiterer Initiativen umfasst: Die Pa-
lette reicht von der Nothilfe  also dem ganzen
Spektrum der humanitären Hilfe  über Demo-
bilisierung, Minenräumung, Polizei- und
Rechtswesen, Beobachtung sowie Durchfüh-
rung von Wahlen bis zur Ingangsetzung von
längerfristigen Entwicklungsmaßnahmen.
Annan kann darauf verweisen, dass während der
neunziger Jahre eine dreimal so hohe Zahl von
Friedensabkommen unterzeichnet worden ist als
während der vorangegangenen drei Jahrzehn-
te; die meisten davon hatten auch Bestand. Nicht
zufällig ruft er noch in Erinnerung, dass die
kollektive Sicherheit innerhalb des internatio-
nalen Systems natürlich Aufgabe des Sicher-
heitsrates bleibe, Prävention  übrigens auch im
Hinblick auf Katastrophen, Armut, ungleich-
berechtigten Zugang zu politischer Macht oder
wirtschaftlichen Niedergang  aber besser und
kostengünstiger sei als die nachträgliche Reak-
tion auf Krisen.14
Der Kritik an den eingeschränkten Eingriffs-
möglichkeiten der UNO begegnet diese einer-
seits mit dem Modell der Arbeitsteilung in
Kooperation mit anderen Organisationen,
andererseits mit dem Hinweis darauf, dass sie
als einzige das gesamte Spektrum von Friedens-
operationen mitsamt der humanitären Dimensi-
on abdecken könne und es Aufgaben gebe, die
andere mangels Objektivität bzw. aufgrund der
Verfolgung eigener Interessen nicht wahrneh-
men könnten.157
Aus Obigem werden die Zusammenhänge des
gesamten militärischen wie nicht-militärischen
Krisen- und Konfliktmanagements einer umfas-
senden Sicherheitspolitik mit Belangen der
Menschenrechts-, Entwicklungs-, Umwelt- oder
Handelspolitik deutlich. Allein auf UN-Ebene
erweist sich ein Zusammenwirken der verschie-
densten Agenturen (Flüchtlingswerk, Welt-
gesundheitsorganisation, Umweltprogramm
u.a.m.) als ebenso unerlässlich wie kompliziert.
Ein wichtiges Beispiel für die hier speziell zu
betrachtende humanitäre und Katastrophenhilfe
ist das Office for the Coordination of Huma-
nitarian Affairs (OCHA), mit dem die Verein-
ten Nationen unbestritten ihre Rolle als univer-
sales Forum zur Förderung eines Konsenses und
als Koordinationsmechanismus wahrnehmen.
Über diese in Genf ansässige Stelle laufen zen-
tral die Hilfsansuchen der Staaten. Sie verfügt
über gut geschulte ad hoc einsetzbare
Erkundungsteams (UNDAC) zur unabdingba-
ren Einschätzung der Lage vor Ort und sie be-
müht sich derzeit um die Erstellung eines In-
ventars der in den Mitgliedsländern vorhande-
nen Kapazitäten sowie um funktionsfähige
Frühwarnstrukturen. Seit 1996 besteht im Rah-
men des OCHA eine Military and Civil
Defence Unit (MCDU), die sich u.a. mit der
zivil-militärischen Zusammenarbeit (UN
CIMIC) und entsprechenden Ausbildungs-
programmen befaßt.16
Will man die OSZE und ihren kooperativen
Sicherheitsansatz nicht von vornherein als ge-
ronnene Dauerkonferenz mit der immanenten
Bedingung allseitiger Gutwilligkeit (z.B.
Stadler 2000, Anmerkung 3 bzw. 21) abwerten,
die mangels militärischer Mittel nichts Substan-
zielles zur Friedenssicherung beizutragen hat,
so kommt ihr eine wesentliche Rolle als Instru-
ment zur Frühwarnung, Konfliktverhütung und
Krisenbewältigung mit nicht-militärischen Mit-
teln zu. Ihr Aufgabenbereich erstreckt sich im
Sinn ihres von Anbeginn umfassend angeleg-
ten Sicherheitsverständnisses von der Präventi-
on über ziviles peace building und peace
implementation bis zu Fragen der Demo-
kratisierung (z.B. Wahlbeobachtung), der Ach-
tung der Menschen- und Minderheitsrechte, der
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung so-
wie des Umweltschutzes. Von Bedeutung ist
dabei die 1999 beim Gipfeltreffen von Istanbul
beschlossene Schaffung eines Programms für
schnelle Einsatzgruppen (REACT-Konzept) zur
Entsendung von ausgebildeten und über eine
Datenbank erfassten zivilen Experten in Krisen-
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fällen. Obwohl die Kriseninterventions-Kapa-
zitäten der OSZE den Zugriff auf Truppen ihrer
Teilnehmerstaaten ausschließen müssen, be-
schränkt sich diese Organisation mit dem Ur-
heberrecht auf ein umfassendes Sicherheits-
verständnis  bis hin zur Dimension der
menschlichen Sicherheit (z.B. Menschenhan-
del, Kinder in bewaffneten Konflikten)  nicht
nur auf so genannte soft security-Missionen.
Sie hütet auch den ursprünglich zwischen NATO
und Warschauer Pakt vereinbarten Vertrag über
konventionelle Streitkräfte in Europa (VKSE)
oder die auf die Helsinki-Schlussakte zurück-
gehenden Vertrauens- und sicherheitsbildenden
Maßnahmen (VSBM).
Aus österreichischer Sicht wurde ein Dilem-
ma in der Gewichtung des zivilen Krisenma-
nagements aufgezeigt: Einerseits habe die
Balkankrise dessen grundlegende Rolle vor
Augen geführt, andererseits der Kosovo-Kon-
flikt die Grenzen zivil-politischer Krisenprä-
vention aufgezeigt.17
Neben den Beschlüssen betreffend die Ent-
wicklung militärischer Fähigkeiten der EU zur
autonomen Durchführung auch größerer Ope-
rationen im Rahmen der Petersberg-Aufgaben
(humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze;
friedenserhaltende Aufgaben; Kampfeinsätze
bei der Krisenbewältigung einschließlich Maß-
nahmen zur Herbeiführung des Friedens) ver-
abschiedete der Europäische Rat von Helsinki
im Dezember 1999 auch einen Bericht samt
Aktionsplan zur Krisenbewältigung mit nicht-
militärischen Mitteln. Während neben dem stän-
digen Ausschuss für Politische und Sicherheits-
fragen auch ein Militärausschuss sowie ein
Militärstab beschlossen wurden, blieb die vor
allem auf schwedische Initiative verlangte Ein-
richtung eines Ausschusses für nicht-militäri-
sche Krisenbewältigung wegen der Ablehnung
einiger Mitgliedsstaaten und auch der Kommis-
sion (u.a. mit dem Argument ihrer Allein-
zuständigkeit für humanitäre Hilfe über das ent-
sprechende Amt ECHO) zunächst aus und
man begnügte sich mit einem Koordinations-
mechanismus. Erst mit Beschluss des Rates vom
22.5.2000 kam es dann zur Einsetzung des
Ausschusses für die nichtmilitärischen Aspekte
der Krisenbewältigung, und zwar ausdrücklich
im Rahmen der Stärkung der Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik. Er fungiert als
Rats-Arbeitsgruppe und berichtet dem Aus-
schuss der Ständigen Vertreter (COREPER),
informiert das Politische und Sicherheits-
politische Interimskomitee, unterbreitet Emp-
fehlungen und berät es.18
Damit ist die enge Verbindung zwischen mi-
litärischem und zivilem Krisenmanagement 
der Ausschuss wird von der Ständigen Vertre-
tung Österreichs als Ziviles Krisenmanagement-
komitee ZKMK geführt  wenigstens institu-
tionell verankert. Gleichzeitig ergeben sich je-
doch nicht nur in Bezug auf den Kohärenz-  und
Koordinationsbedarf zwischen den entsprechen-
den Tätigkeitsfeldern bzw. Einrichtungen der
anderen Organisationen Probleme, sondern
schon innerhalb der EU-Organe: Neben dem
vorher erwähnten Amt für humanitäre Hilfe der
Kommission (es finanziert Direkthilfen außer-
halb der Union) existiert auch noch eine Rats-
Arbeitsgruppe Katastrophenschutz (angesie-
delt in der ersten Säule!), deren Beiträge beim
Rat von Feira aus nahe liegenden Gründen in
Beziehung zum nichtmilitärischen Instrumen-
tarium der GASP (zweite Säule) gebracht
wurden. Da Auslandseinsätze grundsätzlich
über die GASP laufen, sucht der internationale
Katastrophenschutz eine geeignete strukturelle
Einbettung. Als konkrete Vorhaben für die zi-
vilen Aspekte des EU-Krisenmanagements wur-
den vorerst die Bereitstellung von bis zu 5000
Polizisten für internationale Missionen im
Petersberg-Spektrum (bis 2003), Anstrengun-
gen zur Stärkung bzw. Wiederherstellung des
lokalen Gerichts- und Strafvollzugswesens
(Rechtsstaatlichkeit) und der Zivilverwaltung
sowie nicht zuletzt der Zivil- und Kata-
strophenschutz mit dem Ziel festgelegt, auch
komplexen politischen Krisen wirksam begeg-
nen zu können. Grundsätzlich hat die Union
intern 11 zivile Instrumente des Krisenmanage-
ments identifiziert, die von Sanktionen über
Menschenrechtsbeobachtung und Entminung
bis zu Evakuierungen reichen.
Für die humanitäre Hilfe wurde bereits in ei-
ner Ratsverordnung aus 199619 eine Art Philo-
sophie entwickelt, die damit geltendes Ge-
meinschaftsrecht ist. Da zivile Maßnahmen zum
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Schutz von Opfern unter das humanitäre Völ-
kerrecht fallen, seien sie in die humanitäre Hil-
fe zu integrieren. Letztere könne Voraussetzung
für Entwicklungs- oder Wiederaufbau-
maßnahmen sein und sei daher während der
gesamten Dauer der Krisensituation und ihrer
Folgen erforderlich; sie dürfe nicht von politi-
schen Erwägungen geleitet oder diesen unter-
geordnet werden. Die Beschlüsse über humani-
täre Hilfe seien, so heißt es in der Verordnung,
unparteiisch (!) und ausschließlich unter Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse und Interessen
der Opfer zu fassen.
Die NATO würdigte in ihrem neuen strategi-
schen Konzept vom April 199920 die ausgepräg-
ten Beiträge der UNO, OSZE und EU für die
euro-atlantische Sicherheit und Stabilität mit
dem Hinweis, dass sich gegenseitig verstärken-
de Organisationen zu einem zentralen Merkmal
des Sicherheitsumfeldes geworden seien. Was
das Bündnis anlange, so bleibe dessen Sicher-
heit einem breiten Spektrum militärischer und
nicht-militärischer Risiken unterworfen. Im Sin-
ne des umfassenden Sicherheitsbegriffs werden
einige davon aufgezählt, doch wird als wesent-
licher und fortdauernder Zweck der NATO die
Gewährleistung von Freiheit und Sicherheit al-
ler ihrer Mitglieder mit politischen und militä-
rischen Mitteln betont. Beim Bekenntnis zur
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten sowie
bei der Konsultation stehen politische, bei
Abschreckung und Verteidigung militärische
Mittel im Vordergrund. Die Aufgabe Krisen-
bewältigung reicht von der Konfliktverhütung
bis zu nicht unter die Beistandsklausel fallen-
den Krisenreaktionseinsätzen und kombiniert
politische wie auch militärische Mittel. Erst die
Sicherheitsaufgabe Partnerschaft im Rahmen
des Euro-Atlantischen Partnerschaftsrates
(EAPR) verweist auf die Zusammenarbeit in
einem mit Zivilschutzplanung klar einge-
grenzten Feld nicht-militärischer Maßnahmen.
Hier war die Allianz mit dem bereits 1951
gegründeten Komitee für Zivilverteidigung 
1995 umbenannt in Civil Protection Com-
mittee  schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt
aktiv, freilich vorrangig mit Blick auf die Fol-
gen einer möglichen Bedrohung durch Nukle-
arwaffen in den Mitgliedsstaaten. Praktische
Einsätze erfolgten in den zurückliegenden Jahr-
zehnten indes auf Grund von Naturkatastrophen
und führten auch zur Zusammenarbeit mit hu-
manitären Hilfsorganisationen wie WHO und
Internationale Förderation der Rotkreuz- und
Rothalbmond-Gesellschaften. Hilfsleistungen
außerhalb der Bündnisgrenzen  etwa beim
Kernkraftwerks-Disaster in Tschernobyl  wa-
ren natürlich undenkbar, bis in der Partner-
schaft für den Frieden mit der Kooperation im
Bereich der zivilen Notstandsplanung ein nicht-
militärischer Kernpunkt gebildet wurde (Hau-
ser 2000, 299),21 in dem die NATO auf Ersu-
chen aktiv werden kann.
Zwei Aspekte verdienen in diesem Zusam-
menhang hervorgehoben zu werden: Zum einen
kooperiert die NATO hierbei mit den entspre-
chenden Einrichtungen der anderen internatio-
nalen Organisationen  an erster Stelle UN-
OCHA, deren Autorität bei der Koordination
von Katastrophen-Hilfsmaßnahmen unbestritten
bleibt. Sonstiges Tätigwerden bindet sie an Er-
suchen ihrer Mitglieder, so dass Partnerschafts-
staaten oder andere stets einen indirekten Weg
wählen müssten. Zudem erhebt die NATO kei-
nerlei Anspruch auf eine unabhängige humani-
täre Rolle und anerkennt die generelle Kontrol-
le der jeweils nationalen Behörden über zivile
Kriseninstrumentarien. Zum anderen geht das
heute allgemein akzeptierte Spektrum der Ein-
satzaufgaben des internationalen Krisenma-
nagements mit militärischen Mitteln (Peace
Support Operations22) auf die NATO zurück,
wodurch sich die ohnedies spannungsreiche zi-
vil-militärische Interaktion im Rahmen derarti-
ger Friedenseinsätze geändert hat: Aus ziviler
Unterstützung für militärische Einsätze erfolgt
nun immer häufiger die militärische Unterstüt-
zung für zivile Peacebuilding-Operationen bis
hin zur humanitären Assistenzleistung (Hauser
2000, 327).
In Anbetracht der Vielschichtigkeit der ver-
schiedenen Trägerorganisationen der zivilen
Krisenbewältigung  die Nichtregierungs-
organisationen noch gar nicht berücksichtigt ,
ihrer zahlreichen Querverbindungen und dem
daraus resultierenden Koordinationsbedarf im
Hinblick auf immer häufigere, komplexere und
folgenschwerere humanitäre Not- und Krisen-
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situationen wird deutlich, dass Solidarität im
Sinne des umfassenden Sicherheitsverständ-
nisses zur Überdehnung im Sinn einer All-
zuständigkeit neigt. Die dadurch geweckten
Erwartungen können aber kaum erfüllt werden.
Anstatt sich mehr oder minder gleichzeitig z.B.
der Konfliktvorbeugung in einem Land zu wid-
men, müssten die verschiedenen Institutionen
und Organisationen (in Bosnien etwa waren es
bis zu 400) um das bestmögliche Zusammen-
spiel und den zielgerechten Einsatz der meist
begrenzten Mittel und um deren geeignete Mi-
schung bemühen (Höynck 1994, 88). Jede be-
waffnete Intervention ist Folge einer geschei-
terten Prävention; eine verhinderte oder einge-
dämmte Krise jedoch macht keine Schlagzei-
len und ist als Erfolgsnachweis wenig spekta-
kulär. Deswegen erregen Krisenreaktionen
umso mehr internationales Aufsehen, je mili-
tärischer sie ungeachtet ihrer Folgewirkungen
ausfallen; zivile Bemühungen werden dadurch
an den Rand gedrängt. Offenbar war es doch
verfrüht festzustellen, dass Rolle und Bedeutung
des Militärs bei der Gestaltung der Weltpolitik
abnehmen (Falkenrath 1996, 37).
Umfassende Sicherheit erfordert ein umfas-
sendes Krisenmanagement, komplexe Not-
situationen verlangen ein integriertes Lösungs-
konzept, und zwar bezogen auf Akteure wie
auch Mittel. Mit einem aus der Friedensfor-
schung gelegentlich vorgeschlagenen profes-
sionellen zivilen Konfliktdienst23 ist es nicht
getan, sobald ein solcher im eigenen Interesse
nur unter militärischem Schutz aktiv werden
kann. Was dem Militär an polizeilichen
Funktionsveränderungen und somit an Iden-
titätswandel und verändertem Selbstverständnis
abverlangt wird, kann auf Dauer selbst bei in-
stitutionalisierter Arbeitsteilung an den traditi-
onellen Trägern des zivilen Krisenmanagements
nicht spurlos vorbeigehen. Das unpolitische
und neutrale UN-Flüchtlingshochkommis-
sariat UNHCR wird beispielsweise als Anwalt
der Vertriebenen und Flüchtlinge stets partei-
isch sein. Auf der anderen Seite werden Ange-
hörige von Truppen, die zuvor mit militärischer
Waffengewalt eingegriffen haben, in der Phase
nach dem Konflikt schwerlich als unparteiische
Wächter akzeptiert werden, sondern unter
Umständen als Verursacher von Demütigung
und Diktat. Erkennbar wird eine Tendenz,
misstrauische Konkurrenz und Gegensätze
zwischen militärischen und zivilen Einsatz-
kräften durch politische Vorgaben eines inte-
grierten Managements zu überwinden, was
beiden wie auch den Betroffenen in Krisen-
gebieten beträchtliche Anpassungsleistungen
abverlangen wird.
4. Neutralität und sicherheitspolitisches
Engagement
Geht man der Frage der politischen Gewichts-
verteilung zwischen militärischem und zivilem
Krisenmanagement nach, wie sie in Österreich
vorgenommen wird, fehlen schon in konzepti-
oneller Hinsicht eindeutige offizielle Vorgaben.
Einmal wird festgehalten, ein angemessener
Beitrag zu den militärischen Fähigkeiten der EU
habe für Österreich Priorität.24 An anderer Stel-
le heißt es, gerade die Balkankrise habe vor
Augen geführt, welche grundlegende Rolle ne-
ben dem militärischen heute dem zivilen Kri-
senmanagement zukommt, da die militärischen
Auseinandersetzungen folgende Phase der
Schaffung geordneter Verhältnisse nur mit zi-
vilen Kräften bewältigt werden könne.25 Für den
Hohen Repräsentanten der EU in Bosnien und
Herzegowina wiederum hat die zivile Konflikt-
prävention Priorität, aus Gründen der Glaubwür-
digkeit brauche es dahinter aber auch militäri-
sche Kapazität.26 Laut Regierungsprogramm
vom 3.2.2000 wird sich Österreich allerdings
dafür einsetzen, dass die Europäische Union der
zivilen Konfliktverhütung und den nicht-mili-
tärischen Aspekten der Krisenbewältigung
ebenso Bedeutung beimisst wie der militäri-
schen Krisenbewältigung (109). Demgemäß
werde Österreich auch seine eigenen Kapazitä-
ten im Bereich des zivilen Krisenmanagements
stärken und weiterentwickeln. Die hier authen-
tisch festgehaltene Gleichrangigkeit müsste fol-
gerichtig in der neuen Sicherheitsdoktrin ih-
ren konzeptiven Niederschlag finden und auch
in praktische Politik umgesetzt werden.
Der seit Januar 2001 vorliegende Experten-
entwurf des Analyse-Teils dieser den Landes-
385
verteidigungsplan von 1983 ablösenden Dok-
trin27 handelte sich schnell den Vorwurf des Pri-
mats des Militärs vor der Politik ein (Truger
2001), wurde jedenfalls aber dem Anspruch
nach Gleichgewichtung beider Elemente in kei-
ner Weise gerecht. Nach quantitativen Kriteri-
en knüpften insgesamt weniger als fünf von 68
Seiten überhaupt Bezüge zum zivilen Krisen-
management. Den weit überwiegenden Anteil
beanspruchten jeweils Ausführungen zu den
macht-, militär- und verteidigungspolitischen
Faktoren der internationalen Sicherheit, keine
einzige Überschrift bezog sich auf zivile Aspek-
te; internationale humanitäre Hilfe fehlte
überhaupt bzw. wurde nur bezüglich der Auf-
gabenprioritäten des Bundesheeres aufgezählt
(49). Stattdessen wurde festgestellt, dass eine
ausschließliche Konzentration auf das Anbie-
ten guter Dienste bzw. auf sicherheits-
politische Nischen oder auf die zivile Dimen-
sion der Sicherheitspolitik mit dem Solidaritäts-
prinzip und einer europäisch geforderten gleich-
mäßigen Lasten- und Risikoverteilung unver-
einbar sei (13), obwohl eine solche Einseitig-
keit weder von irgendeiner Seite ernsthaft ge-
fordert noch die Behauptung überprüfbar wäre.
Allerdings wird die tatsächlich gelegentlich ver-
tretene Ansicht, Österreich könnte seine Beiträ-
ge durchaus auf soft security konzentrieren
(Gärtner 1998, 704), aus der Interessenslage des
Verteidigungsministers an anderer Stelle
ebenfalls als völlig realitätsfremd abgetan
(Scheibner 2001, 24).
Zwar zählten der Aufbau effizienter ziviler
und militärischer Kapazitäten und Strukturen auf
nationaler wie EU-Ebene sowie die Minimie-
rung der negativen Auswirkungen von techni-
schen, ökologischen oder Naturkatastrophen
ganz im Sinne des mehrfach angezogenen um-
fassenden Sicherheitsverständnisses laut Dokt-
rin-Entwurf zu den wichtigen politisch-strate-
gischen Zielsetzungen Österreichs (68), doch
kam es diesbezüglich zu keinerlei planerischen,
die zukünftige sicherheitspolitische Linie fest-
schreibenden Vorstellungen. Dieser Befund
steht nicht nur im Widerspruch zu den erwähn-
ten politischen Absichtserklärungen, sondern
wird auch dem internationalen Trend nicht ge-
recht und konterkariert übrigens die Einrichtung
eines nationalen Sicherheitsrates, der die
bisher unverbunden nebeneinander stehenden
sicherheitspolitischen Beratungsorgane der
Bundesregierung endlich zusammenfassen und
dadurch eine übergreifende, militärische wie
nicht-militärische Risiken beachtende Gesamt-
sicht der Sicherheitspolitik gewährleisten soll.
Literaturrecherchen zum Thema führen
ebenfalls zu einseitigen Ergebnissen, jedenfalls
wenn es sich um Beiträge österreichischer Pro-
venienz zur Sicherheitspolitik handelt. Dass von
den insgesamt über 80 Aufsätzen in den beiden
bisher erschienenen Jahrbüchern für interna-
tionale Sicherheitspolitik (Reiter 1998, 2000)
kein einziger explizit dem zivilen Krisenma-
nagement gewidmet ist, lässt die beabsichtigte
Gleichbedeutung von militärischen und nicht-
militärischen Elementen in einem unvorteilhaf-
ten Licht erscheinen.
Dieser Ungleichbehandlung in Österreich
entspricht, wie in Abschnitt 3 skizziert, auf EU-
Ebene ein doch deutlich höherer Grad an Auf-
merksamkeit für die Belange der militärischen
Aspekte. Auch eine konservative Tageszeitung
bemängelte, dass die Vorschläge zum Aufbau
einer europäischen Polizeitruppe für die zivile
Krisenbewältigung im Vergleich zur militäri-
schen Komponente bescheiden anmuten.28 In
der Praxis zeigten sich nämlich Defizite im
nicht-militärischen Bereich, so etwa bei dem von
der UNO angeforderten Einsatz einer internati-
onalen Polizeitruppe im Kosovo, der verspätet
und in weitaus zu geringer Stärke erfolgt war
(Stodiek 2000, 66) bzw. den Herausforderun-
gen vor Ort nicht immer gerecht wurde.29 Zu
bedenken wäre dabei freilich, dass das Polizei-
wesen im Unterschied zum Militär keine Bil-
dung von Reserven kennt; dennoch belegen die
Beschlüsse zur Bildung einer Eingreiftruppe bis
zu 60.000 Mann bzw. eines Polizeikontingentes
bis 5.000 Personen ein Ungleichgewicht.
Österreich hat inzwischen ebenfalls zwei ent-
sprechende Beschlüsse für die jeweils eigenen
Beiträge gefasst, lautend auf maximal 2.000
Personen (Kräfte für internationale Operatio-
nen) Entsendestärke für die militärischen bzw.
bis zu 110 Exekutivbeamte für die polizeilichen
Eingreiftruppen.30 Während also das Verhältnis
zwischen den geplanten militärischen und poli-
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zeilichen Kräften auf EU-Ebene bei 12:1 liegt,
wird es durch die österreichischen Festlegungen
intern noch auf 18:1 vergrößert  und das bei
annähernd gleichen Budgetanteilen für innere
Sicherheit und Landesverteidigung, wobei letz-
terer wiederum im europäischen Vergleich
ohnehin ein notorisches Schlusslicht bildet. Es
bleibt unklar, weshalb ein national unterdotierter
Posten international überbetont und damit eine
doppelte Disproportionalität in Kauf genommen
wird.
Dem stehen durchaus auch gegenläufige Fak-
ten gegenüber, etwa die Einrichtung einer Platt-
form für internationale humanitäre- und
Katastrophenhilfe zur Koordinierung von Aus-
landseinsätzen,31 ein neues Trainingsprogramm
für OSZE-Missionen im Schlaininger Studien-
zentrum für Frieden und Konfliktlösung oder
die österreichische Teilnahme an den Missio-
nen am Balkan (SFOR, KFOR, ATHUM/
ALBA) bzw. in verschiedenen anderen Regio-
nen (Mosambik, Äthiopien, Irak, Georgien.
u.a.), z.T. auch nach Naturkatastrophen (Erd-
beben Türkei, Überschwemmung Polen. u.a.).
Punktuelle, meist aus aktuellen Anlässen be-
schlossene finanzielle Hilfsleistungen und na-
türlich die ständige Mitarbeit in den Organisa-
tionen, in der Regel verbunden mit Beitragszah-
lungen,32 kommen noch dazu. Vielfach überse-
hen wird auch die Tatsache, dass Österreich 
gemessen an seiner Bevölkerung  proportio-
nal die meisten Flüchtlinge aus dem Gebiet des
ehemaligen Jugoslawien aufgenommen hat
(BMaA o. J., X).
Die historischen Beiträge der Zweiten Repu-
blik Österreich zur internationalen Sicherheit
müssen hier nicht gesondert gewürdigt werden:
insgesamt 42.000 Personen standen seit 1960
bei über 30 größeren Operationen im Auslands-
einsatz, was unschätzbare Erfahrungen, aber
auch eine beträchtliche Steigerung des Anse-
hens Österreichs mit sich brachte (Schmidl
1998, 817). Nach dem unerwartet reibungs-
armen Beitritt zur EU erfuhr der bis dahin herr-
schende und im Einvernehmen aller parlamen-
tarischen Fraktionen über die Verteidigungs-
doktrin und den Landesverteidigungsplan Aus-
druck findende Konsens in der Außen- und
Sicherheitspolitik ohne Not oder äußeren Druck
schwere Irritationen, gipfelnd in ideologisch
zugespitzten Auseinandersetzungen über die
Frage Neutralität oder NATO-Beitritt?, wel-
che ein Todeskeim (Andreas Khol) der alten
SPÖ/ÖVP-Koalition war.
Wenn die früher allseits geschätzten Metho-
den einer aktiven Neutralitätspolitik längst der
Vergangenheit angehören (Luif 1999, 193),
könnte man u.a. folgende statusgerechte Krite-
rien für eine Neuorientierung der künftigen
österreichischen Beiträge zum internationalen
Krisenmanagement in Erwägung ziehen: Ver-
pflichtungen und Bedarfslage als äußere, eige-
nes Potenzial und Sozialverträglichkeit als in-
nere Einflussfaktoren.
Ginge es nach der UNO, dann wären nicht
die Berichterstattung in den Medien, nicht poli-
tische oder geographische Erwägungen, sondern
einzig und allein die Bedürfnisse der Menschen
Maßstab für die Gewährung von humanitärer
Hilfe und Sicherheitsbeistand.33 Die erwähnten
Beschlüsse der EU sind selbstverständlich mit-
zutragen; ob aber ein nach wie vor keinem
Militärbündnis angehörendes Mitglied das
Ungleichgewicht zwischen militärischen und
zivilen Mitteln unverlangt noch verstärken
muss, sei dahin gestellt. Dabei sollte kein Zwei-
fel entstehen, dass die Europäer dem nicht-mi-
litärischen Instrumentarium der Außenpolitik
grundsätzlich viel mehr Bedeutung beimessen
als z.B. die USA. Die durchschnittlichen Militär-
budgets in den EU-Staaten bestätigen, dass so-
ziale und wirtschaftliche Konfliktursachen im
Vordergrund sicherheitspolitischer Strategien
stehen und nicht die möglichen militärischen
Absichten potenzieller Feinde. Nicht zufällig
stand  auch unter dem Eindruck des 1954 miss-
glückten Versuchs einer Verteidigungsgemein-
schaft  die Integration der Handelspolitik am
Anfang der Vergemeinschaftung europäischer
Außenpolitik, die Koordinierung der Verteidi-
gung an ihrem Ende (Bertram 2000). Mit wel-
cher Motivation man sich in Österreich um zu-
nehmenden Ansehens- und Gewichtsverlust in
der europäischen Staatengemeinschaft sorgt,
weil durch die ESVP die orthodox-neutrale
Haltung unter Druck gerate (Karner 2000,
342f.), wird angesichts der Zahlen nicht einsich-
tig: Der österreichische Beitrag zur militärischen
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Eingreiftruppe entspricht dem Finnlands, liegt
um 25% über dem Schwedens und umfasst je-
nen Anteil, den Belgien und Irland gemeinsam
aufbringen. Dass Dänemark als NATO-Mitglied
überhaupt auf ein Zutun verzichtete, hat innen-
politische Gründe. Da niemand behaupten wird,
Österreich verfüge über besondere Qualifikati-
onen bei der Friedenserzwingung durch
Kampfeinsätze, lägen Ausbau und Weiterent-
wicklung der traditionellen Fähigkeiten im Rah-
men der neu verstandenen universellen
Dienstleistungsfunktionen von (noch) neutra-
len bzw. bündnisfreien EU-Mitgliedern (Woyke
1986, 372)) im eigenen nicht weniger als im
Interesse der internationalen Friedenssicherung,
wollte man die Gleichbedeutung von militäri-
schen und zivilen Mitteln der Konfliktlösung
ernst nehmen. Vielleicht wäre sogar der Idee
näher zu treten, in der EU äquivalent zur Ein-
greiftruppe ein permanentes ziviles Friedens-
korps (Bergmann 2000, 2) unter Einschluss des
Polizeikontingents aufzubauen. An weiteren
Vorschlägen zur Zivilisierung der internatio-
nalen Beziehungen herrscht kein Mangel (z.B.
Roithner 2000). Schwerpunktsetzung und
Profilierung auf diesem Feld könnten zu nützli-
cheren und letztlich relativ bedeutungsvolleren
Leistungen der allianzfreien EU-Mitglieder füh-
ren als demonstrative, im Effekt bloß additive
Beiträge zur militärischen Eingreiftruppe.
Der in Sicherheitsfragen zunehmend ent-
scheidungsleitende demokratiepolitische Aspekt
 die dänische Sonderstellung verdankt sich ja
einem 1992 abgehaltenen Referendum  lässt
sich an wenigen Beispielen illustrieren. Von ih-
rer eigenen Armee erwarten sich die Österrei-
cher und Österreicherinnen laut EUROBARO-
METER vor allem die Landesverteidigung
(94%), gleich danach  und so stark ausgeprägt
wie in keinem der übrigen EU-Partnerstaaten 
die Leistung von Katastrophenhilfe im Inland
(93%), während man bei der Katastrophenhilfe
im Ausland etwas zurückhaltender (76%) ist als
dies im europäischen Durchschnitt der Fall ist
(84%). Eine viel deutlichere Differenz zeigt sich
bei der im EU-Mittel mit 80% der Nennungen
an die vierte Stelle gereihten Aufgabe Friedens-
erhaltung oder Friedensschaffung in der Welt,
die in Österreich mit 60% nur den sechsten Rang
einnimmt. Ohne zu spekulieren lässt sich doch
vermuten, dass hier die Verknüpfung von zwei
graduell verschiedenen Begriffen dämpfend
gewirkt hat: Die in den 15 Mitgliedstaaten von
durchschnittlich drei Viertel der Befragten als
fünfte von insgesamt neun Aufgaben der natio-
nalen Streitkräfte angeführte Vorbereitung für
den Kriegsfall und den Kampf landet in Öster-
reich am letzten Platz der vorgegebenen Liste
mit gut der Hälfte (52%) an Zustimmung, was
auf eine generell  und übrigens auch traditio-
nell  geringe Kampfbereitschaft hindeutet.
Dementsprechend fallen im Vergleich zum eu-
ropäischen Durchschnitt auch die Antworten der
österreichischen Stichprobe des EUROBARO-
METER auf die Frage aus, was eine fiktive
Europäische Armee tun sollte: Die mit insgesamt
71% als erste Priorität genannte Verteidigung
des EU-Gebiets einschließlich des eigenen Lan-
des kommt in Österreich auf den vergleichs-
weise niedrigsten Wert von 56%. Die Gewäh-
rung humanitärer Hilfe rangiert unter den
österreichischen Befragten an vierter (41%),
insgesamt erst an fünfter Stelle (48%). In kei-
nem einzigen Aufgabenfeld übersteigen die in
Österreich erhobenen Zustimmungsraten den
Gesamtdurchschnitt, was überhaupt für eine
skeptische Distanz gegenüber der Idee einer
Europa-Armee sprechen dürfte.34
Ansonsten ist, wie seit Jahren vielfach belegt
(Giller 1999), die sicherheitspolitische Befind-
lichkeit der österreichischen Bevölkerung in
erster Linie durch eine unerschütterliche An-
hänglichkeit an die Neutralität sowie gleichzei-
tig durch ein auf hohem Niveau stabiles
Sicherheitsgefühl geprägt. Tiefgreifende Umpo-
sitionierungen der heimischen Sicherheits-
politik, zumal unter dem Aspekt einer von der
Bundesregierung für eine solche Eventualität
ausdrücklich zugesagten Volksabstimmung,
sind dadurch einem demokratiepolitischen Ri-
siko ausgesetzt.
Nicht immer erweisen sich indes augenschein-
lich fest gefahrene Einstellungsmuster als his-
torisch nachhaltig: Zu erinnern wäre beispiels-
weise an die hohe Zeit der neuen Friedensbe-
wegung, als ein gutes Drittel der Bevölkerung
der damals Lichtjahre von einer Wiederverei-
nigung entfernten Bundesrepublik Deutschland
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dem Modell einer Neutralität nach dem Bei-
spiel Österreichs nahe stand. Unter der Wäh-
lerschaft jener Grünen, deren Außenminister
keine zwei Jahrzehnte später die Luftangriffe
der NATO auf Rest-Jugoslawien befürworten
sollte, lag damals (1981) der Anteil der Neutra-
litätsneigung bei 82 Prozent (Giller 1987, 364).
5. Fazit
Völkerrechtliche Spitzfindigkeiten hätten
1955 Österreichs Aufnahme in die Vereinten
Nationen verhindern können. Was die Schweiz
sich unter dem Leitmotiv Sicherheit durch
Kooperation gerade erst erarbeitet, um durch
praktizierte Solidarität die negativen Folgen der
Neutralitätspolitik auszugleichen (Fanzun/
Lehmann 2000, 209), gehört seit bald einem
halben Jahrhundert zur allgemein geschätzten
Routine österreichischer Sicherheitspolitik.
Wenn, wie bisweilen süffisant angemerkt wird,
ein Nebeneinander von Neutralität und Solida-
rität dem herrschenden Neutralitätsrecht leider
nicht bekannt ist (Hummer 2001, 163), dann
sollte den Bündnisfreien und Neutralen in
Europa in ihrer Praxis die Probe aufs Exempel
nicht verwehrt bleiben, könnte sich doch am
Ende auch die im derzeitigen Völkerrechts-
verständnis durchaus nicht unumstrittene hu-
manitäre Intervention genauso als akzeptier-
tes Mittel der Friedenserzwingung erweisen wie
als verführerischer Holzweg (Gillessen 1997).
Man kann die Ungebundenheit an Militär-
bündnisse anstatt als rechtliche Schranke wie
eine politische Handlungsanleitung verstehen,
etwa zur Unterstützung der Implementierung
gewaltregulierender Prinzipien im sich ständig
erweiternden Spektrum nicht-militärischer Mit-
tel der Friedenssicherung.
Im Einzelfall wäre es ratsam, die Nützlich-
keit der eigenen Beiträge danach auszurichten,
was man am besten kann. Zwischen der Pakt-
freiheit und der Teilnahme am multinationalen
System war noch nie ein Widerspruch zu erken-
nen  und einen Zwang zur Beteiligung an
Militäroperationen kennt nicht einmal die
Beistandsklausel des NATO-Vertrages. Die auf
kollektive Verteidigung bezogene Neutralität
verliert schon deshalb an Bedeutung und Wirk-
samkeit, weil sich inzwischen über 90 Prozent
aller Konflikte innerhalb von Staaten anstatt
zwischen ihnen abspielen.
Sogar Schwäche kann eine  wenn auch
schwer erlernbare  Tugend sein, deren Macht-
mittel sich auf Prestige, die Berufung auf gel-
tendes Völkerrecht oder eben auf glaubwürdi-
ge Unparteilichkeit beschränken. Viele Staaten
fanden sich erst aufgrund derartiger Schwä-
chen bereit, Organisationen wie UNO, OSZE
oder NGO auf ihrem Gebiet tätig werden zu las-
sen.
Mit komplexen Krisensituationen konfrontiert
und durch missglückte Aktionen sensibilisiert,
haben nicht nur kleinere Staaten mit beschränk-
ten Mitteln wie die Niederlande, sondern z.B.
auch die USA damit begonnen, Bedingungen
für die Teilnahme an Friedensoperationen zu
formulieren. Für die niederländischen EU-Part-
ner sind dies das eigene Interesse, die militäri-
sche Machbarkeit sowie ausreichende politische
wie öffentliche Unterstützung (Gärtner 1998,
695). Der Ansatz, von den eigenen Vorausset-
zungen auszugehen, anstatt davon, was andere
vermeintlich erwarten, erschiene auch für Ös-
terreich zielführend  vor allem unter dem As-
pekt einer zumindest mittelfristigen Beibehal-
tung der Bündnisfreiheit bzw. der Kern-
bestände einer Restneutralität.
In den humanitären Dimensionen der Frie-
densoperationen jüngerer Zeit erfuhr die Neu-
tralität als bisher ehernes Prinzip allerdings Er-
schütterungen. Manche meinen sogar, ein rein
unparteiisches Vorgehen führe letztlich zur voll-
ständigen Handlungsunfähigkeit, man müsse die
Identifizierung einer schuldigen Konflikt-
partei durch die Staatengemeinschaft verlangen,
um der unschuldigen Partei humanitäre Hilfe
zukommen zu lassen. Schon im Vorfeld wird
der humanitäre Imperativ manchmal dadurch
ausgehöhlt, dass das Recht auf Hilfe durch die
Kalkulation möglicher Auswirkungen geschmä-
lert wird (Mac Farlane 1999).
Einem bündnisfreien Kleinstaat wäre zu ra-
ten, seine Beiträge zur internationalen Friedens-
sicherung und zum Krisenmanagement an der
eigenen Erfahrung, den verfügbaren Mitteln und
der Sozialverträglichkeit einzelner Maßnahmen
389
zu orientieren. Auch sollte das österreichische
Bundesheer als einer der traditionell wichtigs-
ten Träger nicht-militärischer Hilfsleistungen
nicht unter die militärische Blamagegrenze ge-
raten, indem man entgegen politischer Program-
matik die militärische Seite unverlangt überbe-
tont und damit einen Substanzverlust in Sachen
eigener Sicherheitsvorsorge riskiert.
Der offizielle Außenpolitische Bericht Öster-
reichs fasst unter der humanitären Dimension
in den internationalen Beziehungen völlig zu
Recht die Bereiche Flüchtlingsfragen, humani-
täre und Katastrophenhilfe, internationale hu-
manitäre Organisationen, weltweite Sozialpoli-
tik, Suchtgift und Verbrechensbekämpfung zu-
sammen. Fraglos zählen aber auch noch die
Entwicklungszusammenarbeit, die Osthilfe
u.a.m. dazu, ohne dass irgendwo eine koordi-
nierte Gesamtkonzeption sichtbar wäre. Mit
Blick auf die Gemeinsame Europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik und auf Basis
des allseits oft nur als bloßes Lippenbekenntnis
anerkannten umfassenden Sicherheits-
verständnisses kann es daher nicht genügen, die
neue österreichische Sicherheits- und
Verteidigungsdoktrin auf den künftigen Auf-
trag des Bundesheeres einzuengen. Sie sollte
vielmehr auf eine umfassende Sicherheitsvor-
sorge in allen ihren Dimensionen ausgerichtet
werden.
Die Möglichkeiten kleiner Staaten werden
von außen oft unvoreingenommener und nüch-
terner beurteilt als im eigenen Land. Es ist nicht
von der Hand zu weisen, dass Mitgliedschaften
den kleineren Staaten mit ihren ohnehin be-
schränkten Ressourcen oft gleiche Pflichten,
aber ungleiche Rechte bringen und Mitreden in
den internationalen Organisationen nicht immer
wirklich gleichgewichtiges Mitentscheiden be-
wirkt. Kleine Staaten werden im internationa-
len Konzert in der Regel erst dann wirklich
wahrgenommen, wenn sie aufhören, daran teil-
zunehmen. Die Position des free rider bedeu-
tet zunächst nur, dass ein Akteur bestimmte
Güter nutzt, ohne sich entsprechend an ihren
Kosten zu beteiligen, sondern es bei sparsamen
und oft symbolischen Gesten bewenden lässt.
Ethisch-moralische Bedenken gegenüber
Trittbrettfahren werden schließlich, sofern im
eigenen Land erhoben, in dieser Argumentati-
on (vgl. z.B. Robojsek 1999) als kontraproduk-
tiv bezeichnet, weil die Kleinen weder so wich-
tig noch so gefährlich seien, dass ihr Pragma-
tismus für andere Akteure ein ernsthaftes Pro-
blem darstellen sollte. Qualitätsmaßstab der
Außenpolitik eines kleinen Staates sei deren
Zweckmäßigkeit bei der Verfolgung von kon-
kreten Zielen des Landes und weniger die Rich-
tigkeit in Bezug auf abstrakte Normen. Des-
halb wird geraten, dass eine solche Politik we-
niger prinzipiell als eher vorläufig und an der
aktuellen Situation des Landes orientiert sein
sollte.
Was dieser Ratgeber meinen könnte, macht
eines seiner Beispiele deutlich:
So tat sich Österreich sehr schwer, als es im Rah-
men der Bombardements Serbiens darum ging, ob west-
liche Flugzeuge das österreichische Gebiet überfliegen
dürfen. Als es aber darum ging, den prestigeträchtigen
Posten des EU-Kosovo-Beauftragten zu besetzen, war
Wien voll bei der Sache. (Robojsek 1999, Anmerkung
17)
Wer sollte mit welcher Begründung den Stab
über Österreich oder sonstige Bündnisfreie bre-
chen und welche Folgen hätte es eigentlich,
wenn sie das Geschehen im militärischen Teil
des europäischen Krisenmanagements weiterhin
mit solidarischem Interesse35 verfolgten, ihr
eigenes Engagement aber auf die ihnen wesens-
mäßig und von der Tradition her ungleich nä-
her liegende zivile Schiene der gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik konzentrierten?
ANMERKUNGEN
1 So z.B. der inzwischen fast vergessene M.
Gorbatschow in einem Interview mit der Zeit (14/
1995) oder das Hamburger Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik (IFSH) mit seinen
Vorstellungen von einer Europäischen Sicherheits-
gemeinschaft i. S. einer regionalen Abmachung nach
Kap. VIII der UN-Charta, vgl. z.B. Lutz (1997).
2 Ein Konfliktverhütungszentrum wurde am Wiener
Sitz der OSZE eingerichtet.
3 Vorgelegt am 22.8.1996, zit. nach Internationale Po-
litik 12/1996, 71 ff.
4 NATO is not a humanitarian organisation, NATO is
an organisation for peace, security and stability, vgl.
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Broschüre NATOs Roll in Disaster Assistance,
Eigenpublikation der NATO, o.J., o.O., 13.
5 Vgl. Neue Zürcher Zeitung, 17/18.6.2000.
6 Vgl. dazu Annan (1999).
7 Lt. Angaben von Max van der Stoel, vgl. Die Presse,
2.9.1999.
8 Vgl. Annan (1999).
9 So ein vertrauliches Analysepapier von Javier
Solana, zit. nach Der Standard, 23.1.2001.
10 So in einem Beitrag von J. Fritz-Vannahme in Die
Zeit 4/2000, 37.
11 Vgl. Neue Zürcher Zeitung, 5.12.2000.
12 So z.B. der konservative britische Abgeordnete van
Orden, vgl. Die Presse, 7.2.2001.
13 APA-Meldung, 31.1.2001.
14 Annan (1999).
15 So die stellvertretende UN-Generalsekretärin
Frechette, vgl. Die Presse, 29.11.2000.
16 Vgl. dazu OCHA-Online: Guidelines on the Use of
Military and Civil Defence Assets in Disaster Relief
(Oslo-Guidelines) und Neue Zürcher Zeitung,
19.6.2000.
17 Benita Ferrero-Waldner in einer Rede am 24.6. bzw.
am 19.7.2000, dokumentiert in Außenpolitische
Dokumentation des Bundesministeriums für aus-
wärtige Angelegenheiten Nr. 4/2000, 51 bzw. 118.
18 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
(2000/354/GASP), 27.5.2000.
19 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates,
20.6.1996.
20 Dokumentiert in: Internationale Politik 10/1999, 197
123.
21 Die Arbeit wird in einem vom Senior Civil
Emergency Planning Committee (SCEPC) einge-
richteten Euro-Atlantic Disaster Response
Coordination Centre (EADRCC) koordiniert; im
Sinne der Interoperabilität wurden eigene Einheiten
und Ausbildungsgänge installiert, vgl. Broschüre der
NATO (Anmerkung 4), 12 bzw. 1619.
22 PSOs umfassen Conflict Prevention,
Peacemaking, Peacekeeping, Peace Enforcement,
Peace Building und Humanitarian Assistance.
23 So z.B. Ekkehard Krippendorf, Interview in Friedens-
dialog 1/2000, 8.
24 Außenministerin Ferrero-Waldner, siehe Anmerkung
17, 99.
25 Ebd., 51.
26 Wolfgang Petritsch in: Alpbach News 12/2000, 2.
27 Bis zur Drucklegung dieses Beitrages sollte eine re-
vidierte Fassung dieser Sicherheits- und
Verteidigungsdoktrin vorliegen, die auf allfällige
Veränderungen im Gegenstand zu prüfen wäre. Die
Ausführungen orientieren sich an der mit
Ministerratsbeschluss vom 23.1.2001 (44/39  An-
hang) präsentierten Fassung.
28 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20.6.2000.
29 Symptomatisch dafür ist die Aussage eines ehemali-
gen Kommandanten des französischen Gendarme-
rie-Kontingents, wonach dieses  im Unterschied zu
den für Krisen und Kriege ausgebildeten Soldaten
bzw. zu den für den Ordnungseinsatz in Friedenszei-
ten trainierten Polizisten  ein militärischer Verband
mit ,zivilem Antlitz sei und daher praktisch das ge-
samte Aufgabenspektrum abdecken könne, vgl. Neue
Zürcher Zeitung, 7.3.2000.
30 Vgl. Ministerrats-Vorträge 730.01.05/0008e-II.1b/
2000 (BMaA) und 10.061/15-1.6/00 (BMLV) bzw.
19.434/292-GD/00 (BMI). Anzumerken ist, dass im
militärischen Kontingent ausdrücklich eine Einheit
für humanitäre Hilfeleistung sowie andere Elemen-
te der traditionellen Friedenserhaltung inkludiert sind.
Die mit hoher internationaler Reputation und großer
Erfahrung ausgestattete Austrian Forces Disaster
Relief Unit (AFDRU) umfasst allerdings weniger
als 200 Mann.
31 Ministerrats-Beschluss vom 29.8.2000; festzuhalten
ist dabei die Kostenneutralität dieses beim BKA ein-
gerichteten informellen Gremiums, dem neben den
befassten Ministerien (Außen-, Innen-, Verteidi-
gungs- und Finanzministerium) auch Vertreter der
Bundesländer sowie das Österreichische Rote Kreuz,
die österreichischen Feuerwehren und der Berg-
rettungsdienst angehören. Mit anderen NGO wird
lediglich ein loser Gedankenaustausch gepflegt; Fra-
gen des militärischen Krisenmanagements liegen
nicht im Aufgabenbereich der Plattform, obschon sie
von einer als Internationales Krisenmanagement und
humanitäre Hilfsaktionen fungierenden Abteilung
administriert wird. Militärische Aspekte der interna-
tionalen wie österreichischen Sicherheitspolitik (z.B.
neue Doktrin) werden in einer anderen Sektion des
BKA wahrgenommen.
32 Als Beispiel hervorzuheben wäre ECHO (vgl. Ab-
schnitt 2), dessen Budget Österreich zu immerhin
2,7% (1999) finanziert.
33 Annan (1999).
34 Alle Daten nach EUROBAROMETER (N=1000 pro
Land, Feldarbeit Nov./Dez..2000), dargestellt nach
Der Standard, 30.4./1.5. und 2.5.2001
35 Diese Bezeichnung wird für das Verhalten der USA
auf dem Balkan gewählt, und zwar im Zusammen-
hang mit der Forderung nach europäischer Führungs-
kompetenz und nach Arbeitsteilung in diesem Raum,
vgl. Nye (2001, 34).
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